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STANDPUNKT

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die Krise in Griechenland beherrscht nunmehr seit mehreren Wochen die Medien
und die öffentliche Diskussion in Deutschland. Um viele Themen, die noch vor kurzem
zu heftigen politischen Auseinandersetzungen geführt hatten, ist es relativ ruhig
 geworden. Ein Beispiel ist der gesetzliche Mindestlohn. Die vom Bundesministerium
für Arbeit und Soziales Ende Juni vorgelegte „Bestandsaufnahme“ hat nur kurz
 mediale Aufmerksamkeit erzeugen können. Dabei hat der Inhalt – gerade für die
Bauwirtschaft – durchaus Aufmerksamkeit verdient, ist er doch eine (späte) Bestä -
tigung erfolgreicher Verbands- bzw. Überzeugungsarbeit.

Wie zu erwarten war, zieht das Ministerium auf den ersten Seiten ausführlich und
überaus positiv Bilanz der ersten sechs Monate mit der Lohnuntergrenze von 
8,50 Euro. Für die Bauwirtschaft mit ihrem bekanntlich deutlich höheren tarif-
lichen Mindestlohn für gewerbliche Arbeitnehmer wird es ab Seite 7 des Berichts
 interessant, wo es um die Dokumentationspflichten geht. Hier kommt einem die
 Argumentation des Ministeriums dann doch sehr vertraut vor, wenn ausgeführt wird,
dass es – nach Auffassung des Ministeriums – „bei Arbeitsverhältnissen, die einen
längeren Bestand haben und bei denen das regelmäßig gezahlte Arbeitsentgelt 
stets oberhalb der Mindestlohnschwelle von 8,50 Euro pro Arbeitsstunde liegt, in
der Regel nicht zu Missbrauch kommt“. Das war es doch, was die Verbände seit
Monaten gebetsmühlenartig geschrieben und vorgetragen hatten! Die Einkommens-
schwelle von 2958 Euro könne daher dahingehend ergänzt werden, dass die
 Arbeitszeitaufzeichnungspflicht (im Baugewerbe für Angestellte) auch bereits dann
entfällt, wenn das regelmäßige Arbeitsentgelt mehr als 2000 Euro brutto beträgt
und das sich hieraus ergebende Nettoentgelt jeweils für die letzten tatsächlich ab-
gerechneten 12 Monate regelmäßig ausgezahlt worden ist. Klingt kompliziert – geht
aber in die richtige Richtung. Auch hinsichtlich der vom Baugewerbe kritisierten
 Verknüpfung von Mindestlohnregelung und Arbeitszeitgesetz gelobt die Bundes -
arbeitsministerin Besserung – die nach dem Arbeitszeitgesetz bestehenden Ver -
pflichtungen bleiben zwar bestehen, sollen aber künftig nicht mehr durch den Zoll,
sondern – wie früher – durch die zuständigen Arbeitsschutzbehörden kontrolliert
werden. Und auch bei der Behandlung von in handwerklichen Betrieben vielfach
mitarbeitenden Ehegatten und Familienangehörigen hält die Vernunft Einzug – hier
soll es künftig keine Aufzeichnungspflichten mehr geben. Bleibt zu hoffen, dass das
Bundesarbeitsministerium den Worten nunmehr zügig Taten folgen lässt und die
 angekündigten Änderungen auch tatsächlich umsetzt.

Ebenfalls ein wenig im Schatten der Griechenlandkrise finden die für die Bauwirt-
schaft überaus wichtigen Verhandlungen über die zukünftigen Finanzbeziehungen
zwischen Bund und Ländern statt. Neben dem Länderfinanzausgleich und dem
 Solidarpakt geht es hier um die Verlängerung des Entflechtungsgesetzes. Für Hoch-
schulen, soziale Wohnraumförderung und Verkehr stehen hier Finanzhilfen für die
Länder in Höhe von mehr als 2,5 Mrd. Euro jährlich im Feuer. Das mag in Zeiten der
Griechenlandhilfen nach „Peanuts“ klingen, ist aber für die Bauinvestitionen in den
Ländern und damit für unsere Branche von erheblicher Bedeutung. Es bleibt zu hoffen,
dass Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble nach der Sommerpause Zeit findet,
sich diesen Themen zu widmen.

Ihr 
Andreas Demharter
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Infrastrukturfinanzierung – 
Baugewerbe lehnt weitere A-Modelle ab!

Das Bundesverkehrsministerium plant unter dem Titel „Neue Generation von
ÖPP-Projekten“ eine dritte Staffel von A-Modellen in Deutschland mit einer
 Gesamtlänge von 600 Kilometern und einem Investitionsvolumen von insgesamt
sieben Milliarden Euro. Das Bayerische Baugewerbe hat in einem persönlichen
Gespräch Bundesverkehrsminister Dobrindt deutlich gemacht, dass schon allein
die großen Projektvolumina faktisch zu einem Ausschluss mittelständischer Unter -
nehmen führen.

Die dritte Staffel mit den A-Modellen der
sogenannten „Neuen Generation“ be -
inhaltet für Bayern unter anderem den
Ausbau der A3 zwischen dem AK Biebel-
ried und dem AK Fürth-Erlangen. Das
 Volumen dieses Projekts erreicht allein
fast eine Milliarde Euro. In Gesprächen
mit den bayerischen Mitgliedern des
 Verkehrsausschusses des Deutschen Bun-
destags und zuletzt mit Bundesverkehrs-
minister Dobrindt, versuchen wir deutlich
zu machen, dass Projekte dieser Größen-
ordnung lediglich von vier bis fünf euro-
päischen Großkonzernen geschultert
werden können. 

Der Wettbewerb wird zu Lasten heimi-
scher Betriebe, die in Deutschland Steu-
ern und Abgaben bezahlen, extrem
eingeschränkt. Aufgrund der Laufzeit der
Projekte von 25 bis 30 Jahren und der
Tatsache, dass mit der dritten Staffel von
A-Modellen schon rund zwölf Prozent
des deutschen Autobahnnetzes in privater
Hand sein werden, besteht die Gefahr,
dass die Kompetenz, Effizienz und Erfah-
rung mittelständischer Straßenbauunter-
nehmen mittelfristig auf’s Spiel gesetzt
wird.

Das Bayerische Baugewerbe lehnt daher
auch die „Neue Generation“ von ÖPP-
Projekten ab und setzt stattdessen auf
eine Mischfinanzierung aus Steuer- und
Nutzerfinanzierung. Mittel- und langfris-
tig kann auch die Schaffung von Infra-
strukturinvestitionsgesellschaften zur Mo-
bilisierung privaten Kapitals für den In-
frastrukturbereich – kombiniert mit einer
oder mehreren Betreibergesellschaften –
eine auch aus Sicht des Baugewerbes
taugliche Option sein. Auch in diesem
Fall muss die öffentliche Hand Eigentümer
der Netze bleiben. Die Betreibergesell-
schaften, die Investitionen selbst tätigen
und für den Neubau, Ausbau und Erhalt
der Bundesautobahnen zuständig sind,
müssen mit ausreichend Bauherrenkom-
petenz versehen werden, um auch kon-
ventionell in Fach- und Teillosen vergeben
zu können.

Ein ausführliches Positionspapier 
des Baugewerbes 

zur Infrastrukturfinanzierung 
kann unter www.lbb-bayern/

Schwerpunktthemen 
heruntergeladen werden.

AKTUELLES

Hauptgeschäftsführer Demharter (Mitte) und Bundesminister Dobrindt (rechts) im Gespräch
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rungskonzepte nicht von vornherein die
Liberalisierung im EU-Binnenmarkt behin-
dern, dass eine hohe Qualität freiberufli-
cher und handwerklicher Leistungen und
Produkte und dazu „notwendige, be-
währte und verhältnismäßige Berufszu-
gangsregeln“ gewahrt bleiben und dass
die Frage der Reglementierung von Beru-
fen eine autonome Entscheidung der  Mit-
gliedstaaten ist. Die „bewährte Selbstver-
waltung“ und das System der Kammern
will der Bundestag beibehalten. Eine Auf-
hebung oder Absenkung dieser Stan-
dards würde nicht nur zu einem Quali-
tätsverlust führen, sondern auch Zu-
satzaufwand und erweiterte staatliche
Kontrollen bedeuten, heißt es zur Begrün-
dung.

In BLICKPUNKT BAU, Heft 01/2015 hat-
ten wir über einen gemeinsamen Antrag
der Koalitionsfraktionen von CDU/CSU
und SPD an den Deutschen Bundestag in-
formiert, der eine Stärkung des Systems
der zulassungspflichtigen Handwerks -
berufe zum Gegenstand hatte. Dieser An-
trag wurde nun vom Deutschen Bundes-
tag beschlossen. 

Die derzeit in der EU laufende Evaluie-
rung dieser Reglementierungen muss si-
cherstellen, so das Parlament, dass die
Reglementierungen des Berufszugangs
und Berufsübergangs zwischen den Mit-
gliedstaaten vergleichbar sind. Die Bun-
desregierung wird aufgefordert darauf
zu achten, dass unterschiedliche Regulie-

Der Deutsche Bundestag hat nunmehr
beschlossen (gekürzte Fassung):

1. das bestehende System der zulas-
sungspflichtigen Handwerksberufe zu
stärken, da es einen wichtigen Beitrag
zur Sicherung der Leistungs- und Wett-
bewerbsfähigkeit des deutschen Mit-
telstands, zum Verbraucherschutz, zur
Qualifizierung junger Menschen im
Rahmen des Systems der dualen Aus-
bildung, zur Integration bildungsfer -
nerer Schichten in den Arbeitsmarkt
leistet;

2. im Rahmen der Transparenzinitiative
gegenüber der Europäischen Kommis-
sion zu betonen, dass 

Bundestag beschließt Stärkung des Handwerks 

Der Deutsche Bundestag hat am 2. Juli 2015 einen Antrag von CDU/CSU und SPD angenommen, der sich auf die
 Bewertung nationaler Reglementierungen des Berufszugangs durch die Europäische Kommission bezieht. 

AKTUELLES

Umfrage unter den Mitgliedsunternehmen des ZDB und des HDB: 
Zunehmende Probleme bei der Entsorgung mineralischer Bauabfälle

Eine kürzlich durchgeführte Umfrage unter den Mitgliedsunternehmen des ZDB und des HDB lässt zunehmende Probleme
bei der Entsorgung mineralischer Bauabfälle erkennen. 

Die Probleme der Abfallentsorgung wer-
den immer häufiger von den Auftragge-
bern auf die Bauunternehmen abgewälzt. 

So macht z.B. die unzureichende Berück-
sichtigung von Entsorgungsaspekten in
der Planung zunehmend eine baube -
gleitende Schadstoffbeprobung durch
die Bauunternehmen erforderlich. 

Nicht selten übertragen die Auftraggeber
per Vertrag auch die Suche nach einem
geeigneten Entsorgungsweg auf die Bau -
unternehmen, ohne zu wissen, dass sie
trotzdem die Verantwortung für eine
schadlose und umweltgerechte Entsor-
gung tragen.

Der betriebliche Aufwand für das Abfall-
management hat durch derartige Ursa-
chen für 70 % der befragten Bauunter-
nehmen um ca. 70 % zugenommen. Die
Umfrage lässt weiterhin folgende Aspekte
deutlich werden:

1. Die Suche nach einem Entsorgungsweg
und mangelhafte Planung der Auftrag-
geber verursachen Bauverzögerungen.

2. Fehlende Deponiekapazitäten sind die
größte Hürde bei der Entsorgung von
mineralischen Bauabfällen.

3. Betrug der Anteil des Entsorgungsauf-
wands in 2009 noch 10 % der Bauleis-
tung, so hat er sich in 2014 bereits auf
20 % verdoppelt.

4. Wegen regional fehlenden Deponieka-
pazitäten stieg der Aufwand für Ab-

falltransporte von 2009 auf 2014 um
38 % an.

Neben der Zurverfügungstellung von
 ausreichenden Deponiekapazitäten for-
dern der ZDB und der HDB unter an -
derem eine bundesweit einheitliche
Regelung des Umgangs mit mineralischen
Bau- und Abbruchabfällen. Darin sollte
eine klare Adressierung von abfallwirt-
schaftlichen Verantwortlichkeiten und
Voruntersuchungspflichten, verbunden mit
der Umsetzung von praxistauglichen
Analysen- und Bewertungsmethoden, ent-
halten sein.

ZDB und HDB haben die Ergebnisse der Umfrage und die daraus abzuleitenden
Forderungen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen in dem Positionspapier 

BAUKOSTENTREIBER ABFALLENTSORGUNG –
ENTWICKLUNG DER AUFWENDUNGEN BEI BAUMASSNAHMEN (Juni 2015)

zusammengefasst. Das Papier kann in unserem Internetauftritt 
unter www.lbb-bayern.de, Rubrik Aktuelles, heruntergeladen werden.
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8. im Fachkräftekonzept der Bundes -
regierung die aktuellen Herausforde-
rungen, wie z. B. die Umsetzung der
Energiewende und die Digitalisierung
der Wirtschaft, mehr zu berücksich-
tigen;

9. im Rahmen der dualen Aus- und Wei-
terbildung auch interkulturelle Kom-
petenzen besser zu fördern;

10. sich stärker für die Gleichwertigkeit
und Durchlässigkeit von beruflicher
und akademischer Bildung sowie eine
umfassende Berufsorientierung von
Schülerinnen und Schülern einzuset-
zen, beispielsweise durch eine inten-
sivere Zusammenarbeit des
Handwerks mit den Hochschulen.
Dabei sollte neben der akademischen
Bildung auch verstärkt auf die Chan-
cen und Perspektiven des gesamten
Spektrums der Ausbildungsberufe
sowie auf bestehende Rol-
lenstereotype bei der Berufswahl hin-
gewiesen werden;

11. das Meister-BAföG entsprechend sei-
ner Bedeutung für im Beruf Stehende
und Gesellen mit Familien fortzuent-
wickeln;

12. die Selbstverwaltung in den Hand-
werkskammern im Interesse der beruf-
lichen Aus- und Weiterbildung in
Deutschland zu stärken, weil die
Kammern die Infrastruktur für die
duale Aus- und Weiterbildung bereit-
stellen;

13. das Ehrenamt im Interesse der beruf-
lichen Bildung noch stärker zu unter-
stützen, da die Mitgliedschaft von
Arbeitnehmern sowie Arbeitgebern in
den Handwerkskammern unterneh-

a) die Frage der Reglementierung 
von Berufen eine autonome Ent-
scheidung der Mitgliedstaaten ist, 

b) das duale Ausbildungssystem nur
dann in seiner Leistungsfähigkeit
aufrechterhalten werden kann,
wenn gesetzlich geregelt ist, dass
die Betriebsleiter in den derzeitigen
Anlage-A-Berufen über meisterli-
che Fähigkeiten verfügen und

c) die Bedeutung der Zulassungs-
pflicht von Handwerksberufen als
zentrales Element einer präventiven
Gefahrenabwehr zwecks Absiche-
rung eines hohen Verbraucher-
schutzniveaus anzuerkennen ist;

3. andere Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union in ihren Bestrebungen zu
unterstützen, Strukturen der dualen
Ausbildung in ihren Bildungssystemen
einzuführen und zu stärken; 

4. den Technologietransfer und die Nutz-
barmachung von Produkt- und Prozes-
sinnovationen aus Forschung und
Industrie ins Handwerk stärker zu un-
terstützen und zu fördern, da nur so
das bestehende Berufsbildungssystem
auf dem bisher hohen Niveau fortge-
führt werden kann;

5. die Attraktivität der beruflichen Aus-
und Weiterbildung zur Sicherung des
Fachkräfte- und Unternehmernach-
wuchses weiter zu steigern;

6. in der Berufsbildung im Handwerk das
Streben nach Selbständigkeit und die
Existenzgründungen besser zu unter-
stützen;

7. die Sozialpartnerschaft und die Tarif-
bindung zu stärken, damit das Hand-
werk zukunftsfähig bleibt;

merische Initiative, bürgerliches Enga-
gement und Sachnähe und damit eine
optimale Aufgaben- und Interessen-
wahrnehmung besonders zugunsten
der kleinen und mittleren Betriebe ge-
währleistet;

14. mehr Unternehmen des Handwerks
für die berufliche Bildung zu gewinnen;

15. weitere Impulse für lokale und regio-
nale Konzepte zur Stärkung der
Wirtschaftskraft und örtlichen Wert-
schöpfung zu setzen, da das Hand-
werk in den Regionen oft einer der
wenigen Arbeitgeber und Ausbilder
vor Ort ist; 

16. die Verantwortung der Unternehmen
in der Berufsorientierung deutlich zu
machen und kleine und mittlere Un-
ternehmen dabei zu unterstützen.

Damit hat der Deutsche Bundestag ent-
scheidende Forderungen der jahrelangen
Lobbyarbeit der Handwerksverbände
und der Fachverbände des Deutschen
Baugewerbes beschlossen. Die Bundesre-
gierung hat jetzt einen klaren Handlungs-
auftrag erhalten. 

Wir werden genau beobachten, wie der
Beschluss des Deutschen Bundestags im
Interesse des Bauhandwerks und der För-
derung der dualen Ausbildung umgesetzt
werden. 

AKTUELLES



RECHT
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Schwarzarbeit – kein Rückzahlungsanspruch 
des Auftraggebers bei Mängeln

Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass bei einem Werkvertrag, der gegen
das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz verstößt, der Auftraggeber vom
 Unternehmer auch dann keine Rückzahlung des bereits gezahlten Werklohns
verlangen kann, wenn die Werkleistung tatsächlich mangelhaft ist.

Der Fall:
Ein Bauherr (AG) hatte einen Unterneh-
mer (AN) mit der Ausführung von Dach-
ausbauarbeiten beauftragt. Vereinbart
wurde ein Werklohn von 10.000,– € ohne
Umsatzsteuer. Der AN führte die Arbeiten
aus und stellte eine Rechnung ohne Steu-
erausweis. Der AG zahlte den geforder-
ten Betrag. Als sich herausstellte, dass die
Werkleistung mangelhaft war, verklagte
der AG den AN auf Rückzahlung eines
Betrages in Höhe von 8.300,– €.

Die Entscheidung:
Mit seinem Urteil vom 11. Juni 2015 (Az.:
VII ZR 216/14) hat der Bundesgerichtshof
entschieden, dass dem AG kein Rückzah-
lungsanspruch wegen der mangelhaften
Werkleistung zusteht. Ein solcher An-
spruch besteht auch nicht im Hinblick auf
eine ungerechtfertigte Bereicherung des
AN, die darin besteht, dass dieser für
eine mangelhafte Leistung zu viel erhalten
hat. Zwar kann ein Besteller – nach An-
sicht des BGH – grundsätzlich die He-
rausgabe von Zahlungen verlangen, die
er aufgrund eines nichtigen Vertrages ge-

leistet hat, dies gilt jedoch nicht, wenn der
Besteller – wie im vorliegenden Fall – mit
seiner Leistung gegen ein gesetzliches
Verbot verstoßen hat. Dies ist bei einer
Schwarzarbeitabrede jedoch der Fall.

Hinweis: Bereits in der Vergangen-
heit hatte der BGH entschieden,
dass Werkverträge, die gegen das
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz
verstoßen, nichtig sind. Bei solchen
Verträgen stehen dem Besteller
keine Mängelansprüche und dem
Unternehmer keine Zahlungsan -
sprüche zu. Konsequenterweise
macht der BGH mit dem vorliegen-
den Urteil nun auch deutlich, dass
bereits bezahlter Werklohn vom Be-
steller nicht zurück gefordert werden
kann. Gemäß den Ausführungen
des BGH erfordert die Durchset-
zung der vom Gesetzgeber mit dem
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz
verfolgten Ziele eine strikte Anwen-
dung dieser Vorschriften.

RECHT

Eine Übersicht über die Entwicklung 
der Mindestverzugszinssätze 

nach BGB bzw. VOB 
finden Sie unter 

www.lbb-bayern.de 
(LBB-Intranet, Mitgliederbereich, 

Bau- und Vergaberecht).

Damit gilt für Entgeltforderungen aus
BGB-Verträgen, die ab dem 01.01.2002
geschlossen worden sind, für Verzugszeit-
räume ab dem 01. Juli 2015 ein gesetzli-
cher Verzugszinssatz von 4,17 % (= 5
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz).
Für Geschäfte ohne Verbraucher gilt ein
Verzugszinssatz von 8,17 % (= 9 Pro-
zentpunkte über dem Basiszinssatz). Glei-
ches gilt für Verträge auf Basis der VOB
2012, 2009, 2006 und 2002.

Basiszinssatz: Keine Änderung ab 01. Juli 2015

Die Deutsche Bundesbank hat den seit 01. Januar 2015 geltenden Basiszinssatz
von – 0,83 % unverändert belassen.
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schutz u. a. für Streitigkeiten im Zusam-
menhang mit Werkverträgen, Schadens-
ersatzansprüchen, Steuern, Straf- und
Ordnungswidrigkeiten sowie Verkehr. Der
Rechtsschutz im Zusammenhang mit Strei-
tigkeiten aus Werkverträgen erstreckt sich
auf gerichtliche Streitigkeiten (z. B. wegen
Mängeln, Schadensersatz, Sicherheiten)
als Kläger, Beklagter oder Streitverkün-
deter. Auch selbständige Beweisverfahren
sind von der Versicherung erfasst. 

In Betracht kommt die Firmenvertrags-
Rechtsschutzversicherung für Betriebe 
mit einem Jahresumsatz von bis zu 60
Mio. €. Ab einer Streitwertuntergrenze
von 1.000,– € deckt sie Gerichtsver-
fahren mit einer Deckungssumme von
100.000,– €, maximiert auf 300.000,– €
im Kalenderjahr ab. Dabei fällt pro Ver-
sicherungsfall eine Selbstbeteiligung von
500,– € an. Im Rahmen ihrer Deckungs-
prüfung fordert die Versicherung den
schriftlichen Bauvertrag an sowie eine
Beratungsbescheinigung, dass der Mit-
gliedsbetrieb sich vorab durch den Lan-

Seit vielen Jahren bieten wir unseren Mit-
gliedsbetrieben als besonderes Dienst-
leistungsangebot neben einer juristischen
Beratung im Arbeits- und Sozialrecht
auch Rechtsberatung im Bau- und Verga-
berecht an. Viele Streitigkeiten können so
bereits im Vorfeld beigelegt werden. An-
gesichts der überlangen Verfahrensdauer
bei den Gerichten und der damit verbun-
denen Liquiditätsverluste ist die außerge-
richtliche Streitbeilegung in jedem Fall
sinnvoll. Kommt es dennoch zum Rechts-
streit vor Gericht, weil der Auftraggeber,
z. B. bei streitigen Mängeln seinen Zah-
lungspflichten nicht nachkommt, werden
die Kosten des Rechtsstreits der versicher-
ten Betriebe von der NRV übernommen.

Die zwischenzeitlich von zahlreichen Be-
trieben abgeschlossene NRV-Firmenver-
trags-Rechtsschutzversicherung basiert
auf einem Rahmenvertrag zwischen LBB
und VHV/NRV aus dem Jahr 2012. Ne-
ben dem Privatrechtsschutz für den Fir-
meninhaber und seine Familie bietet die
Versicherung im Firmenbereich Rechts-

desverband Bayerischer Bauinnungen hat
rechtlich beraten lassen. Die Beratung
kann telefonisch oder auch vor Ort beim
Landesverband Bayerischer Bauinnungen
in München erfolgen.

Es gibt zwei Versicherungstarife: für Un-
ternehmen des Bauhauptgewerbes und
des Baunebengewerbes, gestaffelt nach
Jahresumsatz. Die Beiträge werden nur
durch Einzugsermächtigung erhoben.

Weitere Einzelheiten, 
insbesondere zur Höhe 

der Versicherungsbeiträge, 
können unter www.lbb-bayern.de 

(Mitgliederbereich/
Bau- und Vergaberecht)
heruntergeladen werden.

Bei Interesse an einem 
konkreten Angebot wenden Sie 

sich bitte an
schneider@lbb-bayern.de

Exklusives Angebot für Mitgliedsbetriebe 
der bayerischen Bauinnungen: 
NRV – Firmenvertrags-Rechtsschutzversicherung auch für Bauverträge!

Durch die Reduzierung des Risikos auf den Selbstbehalt des ansonsten erheblichen Kostenrisikos (Anwalts- und Gerichts-
kosten einschließlich Sachverständigenkosten) werden die versicherten Mitgliedsbetriebe u. a. bei der gerichtlichen Durch-
setzung ihrer offenen Werklohnforderungen gestärkt.

RECHT

LBB-Newsletter-Service
Bitte beachten Sie Ihren E-Mail  
Eingang bzw. unsere „Bau-News-
letter“. In unregelmäßigen Abstän-
den senden wir Ihnen aktuelle und
wichtige Informationen aus den
 Bereichen: Baupraxis, Rechts- und
Steuertipps, aktuelle Positionen der
Bayerischen Baugewerbeverbände
zur Baupolitik und Veranstaltungs-
hinweise per E-Mail.

Quelle: fotolia
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den dem AN vom OLG Frankfurt auch zu-
gesprochen. Gegen diese Entscheidung
legte der AG Rechtsmittel ein.

Die Entscheidung:
Der BGH weist mit seinem Urteil vom
26.03.2015 (Az.: VII ZR 92/14) das
Rechtsmittel des AG zurück. Der BGH
stellt klar, dass der AN seit September
2007 einen Anspruch auf Rückgabe der
Bürgschaft gehabt hat. Eine Sicherungs-
abrede in den Allgemeinen Geschäfts -
bedingungen des AG, wonach die
Bürgschaft nur zurückzugeben ist, wenn
alle unter die Gewährleistungsfrist fallen-
den Gewährleistungsansprüche nicht mehr
geltend gemacht werden können, ist un-
wirksam. Eine solche Rückgabeklausel be-
nachteiligt den AN – nach Ansicht des
BGH – in unangemessener Weise, weil sie
die Rückgabe der Sicherheit insgesamt
davon abhängig macht, dass der Siche-
rungszweck vollständig erloschen ist. Eine
vorherige Teilrückgabe ist in der Klausel

Der Fall:
Der Auftragnehmer (AN) verlangt vom
Auftraggeber (AG) Schadensersatz für
Kosten im Zusammenhang mit einer von
ihm gestellten Gewährleistungsbürgschaft.
Der AN hatte für den AG ein  Logistik-
zentrum mit fünf Lagerhallen, Bahnentla-
dung und Büroflächen errichtet. Nachdem
die Abnahme erfolgt war, stellte der AN
im Jahre 2001 eine Gewährleistungsbürg-
schaft über ca. 1 Mio. €. Wegen behaup-
teter Mängel am Flachdach leitete der AG
ein selbständiges  Beweisverfahren ein und
verfolgte seine Gewährleistungsansprüche
anschließend im Klageweg weiter. Nach
mehreren Instanzen einigten sich die Par-
teien auf einen Vergleichsbetrag von ca.
100.000,– € für diese Mängel. Anschlie-
ßend verlangte der AN als Schadenser-
satz ca. 60.000,– € für die über den
Bürgschaftsbetrag hinausgehenden Aval-
kosten. Diese waren in der Zeit von Sep-
tember 2007 bis zur Rückgabe der
Bürgschaftsurkunde angefallen und wur-

nicht vorgesehen. Nach der Vertragsge-
staltung kann der Auftraggeber eine als
Höchstbetragsbürgschaft gegebene Ge-
währleistungsbürgschaft auch nach Ab-
lauf der für Gewährleistungsansprüche
vereinbarten Verjährungsfrist von 5 Jahren
unabhängig davon behalten, in welcher
Höhe er zu diesem Zeitpunkt noch gesi-
cherte Ansprüche hat. Der BGH führt aus,
dass sogar ein ganz geringer berechtigter
Anspruch im Wert von ca. 1.000,– € aus-
reichen würde, um eine Bürgschaft in Höhe
von nahezu 1 Mio. € zurückzuhalten. Dies
führt zu entsprechend hohen Belastungen
des Auftragnehmers, weil ein Bürge regel-
mäßig sowohl die Avalkosten als auch die
Kreditlinie des Auftragnehmers danach
berechnet, bis zu welchem Höchstbetrag
er sich verbürgt hat. Im Ergebnis ist eine
Sicherungsabrede, welche die Möglichkeit
der Teilenthaftung ausgeschlossen hat,
aufgrund der unangemessenen Benachtei-
ligung des Auftragnehmers unwirksam.

Sicherungsabrede unwirksam – 
Möglichkeit der Teilenthaftung muss gegeben sein

Die in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Bestellers eines Bauvertrags enthaltene Klausel über eine Gewähr-
leistungsbürgschaft „Die Bürgschaft ist zurückzugeben, wenn alle unter die Gewährleistungsfrist fallenden Gewährleis-
tungsansprüche nicht mehr geltend gemacht werden können“ benachteiligt den Auftragnehmer unangemessen und ist
daher unwirksam.

− die Fahrbahnen sind durch Mittel -
streifen oder sonstige bauliche Einrich-
tungen durchgehend getrennt (mit Aus-
nahme höhengleicher Kreuzungen),

− die Bundesstraße ist entweder direkt an
eine Bundesautobahn angebunden,
über eine andere mautpflichtige Bun-
desstraße ans Autobahnnetz angebun-
den oder hat eine Länge von mindes-
tens 4 Kilometern,

− die Straße liegt im Verantwortungsbe-
reich des Bundes.

Die oben genannten Kriterien führen dazu,
dass in vielen Fällen nur für bestimmte
 Abschnitte von Bundesstraßen eine Maut
fällig wird.

In unserer BLICKPUNKT BAU-Ausgabe
12/2014 auf Seite 25 hatten wir darüber
berichtet, dass die Bundesregierung im
November letzten Jahres eine Ausweitung
der Lkw-Maut beschlossen hatte. Zum
01. Juli 2015 wird die Lkw-Maut nun auf
weitere rund 1.100 km autobahnähnliche
Bundesstraßen ausgedehnt. 

Die Mautpflicht besteht nunmehr auch auf
Bundesstraßen oder Abschnitten von Bun-
desstraßen, die folgende Kriterien erfüllen:

− es handelt sich nicht um eine Orts-
durchfahrt,

− die Bundesstraße ist vier- oder mehr-
spurig ausgebaut,

Hinweis: 
Die mautpflichtigen Strecken sind
in einer Tabelle der Bundesanstalt

für Straßenwesen (BASt) 
– der sog. Mauttabelle – 

zusammengestellt. 

Diese finden Sie im Internet unter 
www.mauttabelle.de. 

Weitere Informationen 
zur Lkw-Maut finden Sie zudem

auf der Homepage des 
Bundesamtes für Güterverkehr

unter www.bag.bund.de.

Lkw-Maut: Änderung zum 01. Juli 2015

Die Mautpflicht für LKW wird ab 01. Juli 2015 auf weitere rund 1.100 km autobahnähnliche Bundesstraßen ausgeweitet.

RECHT



STEUERN

10 BLICKPUNKT BAU, Ausgabe 7/8, Juli/August 2015

Gewinnrealisierung bei Abschlagszahlungen

Mit Schreiben vom 29.06.2015 teilte das Bundesfinanzministerium mit, dass bei
Abschlagszahlungen aus Werkverträgen (§ 632 a BGB) die Gewinnrealisierung
bereits mit Entstehung des Anspruchs auf Abschlagszahlung eintritt.

Anzahlung auf einen schwebenden Ver-
trag vorliegt. Abschlagszahlungen im
Werkvertragsrecht wären mithin steuer-
rechtlich bereits dann gewinnwirksam zu
bilanzieren, wenn der Anspruch auf die
Abschlagszahlung entstanden ist. Damit
wird die steuerrecht liche Gewinnrealisie-
rung zeitlich nach vorn verlagert. 

Anwendungszeitpunkt 

Das BMF hat weiter entschieden, dass die
Grundsätze aus der BFH-Entscheidung
erstmalig für den Jahresabschluss 2015
anzuwenden sind. Zur Vermeidung von
Härten kann der Steuerpflichtige den aus
der erstmaligen Anwendung der Grund-
sätze der BFH-Entscheidung resultieren-
den Gewinn gleichmäßig auf bis zu drei
Jahre verteilen. 

Der Zentralverband des Deutschen Bau-
gewerbes, der Zentralverband des Deut-
schen Handwerks und der Deutsche
Steuerberaterverband lehnen die Über-
tragung der Grundsätze des Urteils auf
Abschlagszahlungen nach § 623 a BGB
ab und setzen sich für eine baldige Klä-
rung ein. Über die weitere Entwicklung
werden wir zeitnah berichten.

Das BMF-Schreiben 
vom 29.06.2015 kann 

bei der Hauptgeschäftsstelle, 
Frau Hauer, 

unter hauer@lbb-bayern.de, 
abgerufen werden.

STEUERN

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte mit Ur-
teil vom 14. Mai 2014 (VIII R 25/11) ent-
schieden, dass die Gewinnrealisierung
bei Planungsleistungen eines Ingenieurs
nicht erst mit der Abnahme oder Stellung
der Honorarschlussrechnung, sondern
bereits dann eintritt, wenn der Anspruch
auf Abschlagszahlung nach § 8 Abs. 2
Honorarordnung für Architekten und 
Ingenieure (HOAI) entstanden ist. Ab-
schlagszahlungen nach HOAI, so der
BFH, sind nicht wie Anzahlungen auf
schwebende Geschäfte zu behandeln,
sondern bereits bei Anspruchsentstehung
zu erfassen. Der BFH qualifizierte die
HOAI mit ihren einzelnen Leistungspha-
sen somit als eine „Sonderregelung“,
deren konkrete Ausgestaltung eine Ab-
weichung von der Gewinnrealisierung
nach Abnahme rechtfertige. Denn der
 Anspruch auf  Abschlagszahlung nach
HOAI stehe dem Planer nach Erfüllung
der Leistung(sphase) quasi „unentzieh-
bar“ zu. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) teilte
jetzt mit, dass die oben genannte BFH-
Entscheidung auch auf Abschlagszahlun-
gen nach § 632 a BGB (Werkverträge)
anzuwenden ist. 

Damit widerspricht das BMF den gel -
tenden Regelungen des Handelsgesetz -
buches, insbesondere dem Realisations-
prinzip bzw. Vorsichtsgebot. Für alle
Werkverträge würde gelten, dass mit
 Anspruch auf Abschlagszahlung der Ge-
winn für die bis dahin erbrachten Leistun-
gen realisiert ist und nicht lediglich eine
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(BMF), um die Weitergeltung der Steuer-
freiheit der Sammelbeförderung einzu -
fordern. Nunmehr wurde klargestellt,
dass die Streichung lediglich eine redak-
tionelle Folgeänderung gewesen sei. Die
Steuerfreiheit der Sammelbeförderung
von Arbeitnehmern ohne erste Tätigkeits-
stätte (mit ständig wechselnden auswär-
tigen Tätigkeiten) sei nun von § 3 Nr. 16
EStG erfasst.

Mit Änderung der Lohnsteuer-Änderungs-
richtlinie wurde die unentgeltliche oder
verbilligte Sammelbeförderung von Ar-
beitnehmern, die keine erste Tätigkeits-
stätte haben, aus dem Anwendungs-
bereich des § 3 Nr. 32 EStG (Steuerfrei-
heit) herausgenommen. 

In einer Stellungnahme wandte sich der
ZDB an das Bundesfinanzministerium

Gesetzgeber bestätigt Steuerfreiheit der Sammelbeförderung 

Wie vom Zentralverband des Deutschen Baugewerbes (ZDB) gefordert, hat das Bundesfinanzministerium die Steuer-
freiheit der im Baugewerbe vorherrschenden Sammelbeförderung von Arbeitnehmern mit ständig wechselnden Tätig-
keitsstätten bestätigt. 

Deutschland hat jetzt die höchsten Steu-
ersätze in Europa laut einer Studie des
Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (DIW). 

Lediglich in Bayern und Sachsen wird der
ursprüngliche Steuersatz von 3,5 % un-
verändert beibehalten, seitdem die Bun-
desländer nach der Reform im Jahr 2006
die Sätze selbst festlegen können. 

Grunderwerbsteuer als Kostentreiber 

Aufgrund der Erhöhung der Grunderwerbsteuer in vielen Bundesländern wird der Immobilienkauf immer teurer. Zuletzt
hat Brandenburg die Grunderwerbsteuer ab 1. Juli 2015 von 5 % auf 6,5 % erhöht. 

STEUERN

GRUNDERWERBSSTEUERSÄTZE IN DEN BUNDESLÄNDERN

BUNDESLAND GRUNDERWERBSSTEUERSATZ IN PROZENT

Baden-Württemberg 5

Bayern 3,5

Berlin 6

Brandenburg 6,5

Bremen 5

Hamburg 4,5

Hessen 6

Mecklenburg-Vorpommern 5

Niedersachsen 5

Nordrhein-Westfalen 6,5

Rheinland-Pfalz 5

Saarland 6,5

Sachsen 3,5

Sachsen-Anhalt 5

Schleswig-Holstein 6,5

Thüringen 5
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Übergangsbestimmungen zur Freizügigkeit 
und Dienstleistungsfreiheit gegenüber Kroatien

Kroatische Arbeitnehmer können seit dem 1. Juli 2015 in Deutschland ohne Ein-
schränkungen tätig werden. Außerdem dürfen kroatische Firmen ihre Arbeit-
nehmer nach Deutschland entsenden. 

Mit dem Beitritt Kroatiens zur Europäi-
schen Union zum 1. Juli 2013 sind kroati-
sche Staatsangehörige zu Unionsbürgern
geworden. Der Beitrittsvertrag vom 9. 
Dezember 2011 sah jedoch abgestufte
Übergangsbestimmungen zur Herstellung
der vollen Arbeitnehmerfreizügigkeit
sowie der Dienstleistungsfreiheit in den
Branchen Bau, Gebäudereinigung und In-
nendekoration vor. Diese Fristen entspra-
chen denjenigen Fristen der Verträge über
die Beitritte der EU-8-Staaten im Jahre
2004 (Estland, Lettland, Litauen, Polen,
Slowakei, Slowenien, Ungarn, Tsche-
chische Republik) sowie von Bulgarien
und Rumänien, welche im Jahre 2007 der
Europäischen Union beigetreten sind.
Damit bestand auch gegenüber den
Staatsangehörigen aus Kroatien die
Möglichkeit, die Zulassung zum deut-
schen Arbeitsmarkt während einer drei-
phasigen Übergangszeit von längstens
sieben Jahren („2 + 3 + 2 Modell“) zu be-
schränken. 

Von dieser Möglichkeit hat Deutschland
Gebrauch gemacht und sowohl die
Dienstleistungsfreiheit als auch die Ar-
beitnehmerfreizügigkeit für zwei Jahre
eingeschränkt.

Am 30. Juni 2015 endet nunmehr die erste
Stufe der Übergangsphase des kroati-
schen EU-Beitritts. Nach europäischem
Recht wäre nunmehr eine weitere Inan-
spruchnahme der Übergangsfristen nach
dem „2+3+2-Modell“ möglich gewesen.
Die deutsche Bundesregierung hat am 
17. Juni 2015 jedoch die Entscheidung
getroffen, dass Deutschland die Ar-
beitnehmerfreizügigkeit und Dienstleis-
tungsfreiheit gegenüber kroatischen
Staatsangehörigen nicht länger ein-
schränken werde. Die deutsche Bundes-
regierung weist in einer Veröffentlichung
darauf hin, dass die deutsche Wirtschaft
und der Arbeitsmarkt in guter Verfassung
seien. So haben in den Jahren 2013 und
2014 bereits viele Kroaten die eingeräum-
ten Zugangserleichterungen genutzt. Die
nunmehr in Deutschland beschäftigten
Kroaten seien gut integriert und würden
vor allem dort arbeiten, wo immer mehr
Arbeitskräfte fehlen, wie z. B. im Verarbei-
tenden- und im Baugewerbe.

SO
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TARIF- UND SOZIALPOLITIK

Quelle: fotolia
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der tariflichen Mindestlöhne sowie die
Berechtigung und die Verpflichtung zur
Teilnahme an den Sozialkassenverfahren
besteht. 

Vor diesem Hintergrund ist seit langem zu
beobachten, dass Mitgliedsbetriebe An-
gebote von Betrieben mit einer Verleih-
konzession der Bundesagentur für Arbeit
erhalten und dabei unklar ist, ob es sich
bei dem Verleiher tatsächlich um einen
Baubetrieb handelt, der legal Bauarbeiter
an einen anderen Baubetrieb verleihen
darf.

Auf Initiative des ZDB waren solche Ge-
schäftsmodelle wiederholt Gegenstand
der Beratungen in der Verfahrenskom -
mission der Urlaubs- und Lohnausgleichs-
kasse der Bauwirtschaft. In diesen Be-
ratungen bestand zwischen allen drei
 Tarifvertragsparteien des Baugewerbes
Einvernehmen, dass ein Betrieb, dessen
Geschäftstätigkeit sich arbeitszeitlich
überwiegend oder sogar ausschließlich
auf den Verleih von gewerblichen Arbeits-
kräften in das Baugewerbe beschränkt,
dem betrieblichen Geltungsbereich der
Tarifverträge für das Baugewerbe nicht
unterfällt und daher weder berechtigt
noch verpflichtet ist, an den SOKA-BAU-
Verfahren teilzunehmen. Daraufhin hat
die Urlaubs- und Lohnausgleichskasse
der Bauwirtschaft ihre bisherige Verfah-

Aufgrund des grundsätzlichen Verbotes
der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüber-
lassung von gewerblichen Arbeitnehmern
im Baugewerbe (vgl. § 1 b AÜG) und der
gesetzlichen Einschränkungen dieses Ver-
botes ist die Arbeitnehmerüberlassung
zwischen Betrieben des Baugewerbes zu-
lässig, wenn der verleihende Betrieb
nachweislich seit mindestens drei Jahren
von den selben Rahmen- und Sozialkas-
sentarifverträgen oder von deren Allge-
meinverbindlichkeit erfasst wird. Dabei
sind allerdings die übrigen Bestimmungen
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes
zu beachten. Der Verleiher benötigt da-
nach grundsätzlich eine Erlaubnis nach
§ 1 AÜG (Verleiherlaubnis). Im Rahmen
der Kollegenhilfe nach § 1 a AÜG genügt
eine vorherige Anzeige.

Bei der erstmaligen Erteilung einer Ver-
leiherlaubnis wird durch die Bundesagen-
tur für Arbeit die Baubetriebeeigenschaft
nicht geprüft. Die Arbeitnehmerüberlas-
sung von gewerblichen Arbeitnehmern in
einen Betrieb des Baugewerbes ist nach
den gesetzlichen Bestimmungen nur zu-
lässig, wenn es sich bei dem Verleiher um
einen Baubetrieb handelt. Ein Betrieb ist
jedoch nur dann ein „Baubetrieb“, wenn
die Arbeitnehmer arbeitszeitlich überwie-
gend zur Erbringung von eigenen Bauleis-
tungen eingesetzt werden, so dass unter
anderem die Verpflichtung zur Einhaltung

rensweise gegenüber solchen Betrieben
mit Verleihkonzession geändert. Künftig
prüft die SOKA-BAU deren Baubetriebe-
eigenschaft. 

Auch die Ausstellung so genannter Un -
bedenklichkeitsbescheinigungen wurde
geändert. Damit soll verhindert werden,
dass Verleihbetriebe, die kein „Bau -
betrieb“ sind, durch die Vorlage solcher
Unbedenklichkeitsbescheinigungen den
Eindruck der Legalität erwecken können. 

Die neuen Bescheinigungen der SOKA-
BAU zur Arbeitnehmerüberlassung wer-
den nur auf Anfrage ausgestellt. Die-
jenigen Betriebe, die in der Vergangenheit
anders lautende Bescheinigungen der
SOKA-BAU erhalten haben, werden da-
rauf hingewiesen, dass diese gegen-
standslos geworden sind. Damit soll
erreicht werden, dass die früheren Be-
scheinigungen nicht länger in Umlauf ge-
setzt werden können. Die Tarifvertrags-
parteien haben gemeinsam die Erwar-
tung, dass die SOKA-BAU durch diese
neue Geschäftspolitik im Rahmen der 
von ihr zu erfüllenden Ordnungsfunktion
einen weiteren wirksamen Beitrag zur Be-
kämpfung der illegalen Beschäftigung
leisten kann.

Erfassung von Betrieben mit Verleihkonzession bei der SOKA-BAU

Die SOKA-BAU prüft bei Betrieben mit Verleihkonzession die Berechtigung und Verpflichtung zur Teilnahme an den
 Sozialkassenverfahren des Baugewerbes.

TARIF- UND SOZIALPOLITIK

Quelle: fotolia



WIRTSCHAFT

14 BLICKPUNKT BAU, Ausgabe 7/8, Juli/August 2015

„Anreizprogramm Energieeffizienz“ 
der Bundesregierung

Zur Verbesserung der energetischen Modernisierungsrate hat die Bundesregie-
rung das neue „Anreizprogramm Energieeffizienz“ aufgelegt. Das Paket umfasst
ein Fördervolumen von 165 Millionen Euro pro Jahr und tritt an die Stelle der
bislang geplanten steuerlichen Förderung der energetischen Gebäudesanie-
rung. 

Mit dem neuen Programm wird der An-
reiz allerdings einseitig auf den Bereich
der Anlagentechnik gerichtet. Dabei ist
hinlänglich bekannt, dass nur mit einer
sorgfältigen und ganzheitlichen Betrach-
tung des einzelnen Gebäudes die richtige
Sanierungsentscheidung getroffen wer-
den kann. Die richtige Reihenfolge bei der
Gebäudesanierung wäre erst die Gebäu-
dehülle, dann die Analgentechnik. Ohne
die Optimierung der Gebäudehülle wird
mit einer Heizungsmodernisierung der
zweite Schritt vor dem Ersten getan. 

Grundsätzlich ist das neue „Anreizpro-
gramm Energieeffizienz“ zu begrüßen.
Die Verdoppelung der Modernisierungs-
rate, mit der die CO2-Reduzierungsziele
der Bundesregierung insgesamt nur er-
reichbar wären, bleibt damit aber in wei-
ter Ferne. Dagegen hätten mit der
steuerlichen Förderung der energetischen
Gebäudesanierung zusätzliche Investo-
ren einen Anreiz erhalten, ihre Immobilie
energetisch zu modernisieren. Mit dem
einseitigen Fokus allein auf die Heizungs-
modernisierung widerspricht sich die
Bundesregierung selbst, hat sie doch bis-
her immer den ganzheitlichen Ansatz ge-
fordert. 

WIRTSCHAFT

Wichtig: Der Programmstart ist erst
am 15.09.2015. Laut Mitteilung des
Bayerischen Staatsministeriums für Wirt-
schaft und Medien, Energie und Techno-
logie sind Anträge, die vorher gestellt
werden nicht formgerecht, bleiben bei
nicht zuständigen Stellen liegen, müssen
nachgebessert und neu eingereicht wer-
den. Bis zur Bewilligung kommt es da-
durch zu Verzögerungen. Es geht also
„am schnellsten“ ab dem 15.09.2015.

Ein Informationsblatt 
über das Förderprogramm kann 

bei der Hauptgeschäftsstelle, 
Frau Hauer, 

unter hauer@lbb-bayern.de, 
abgerufen werden.

Der Freistaat Bayern will ab September
mit dem 10.000-Häuser-Programm seine
Bürger bei energetischen Maßnahmen 
im Gebäudebereich mit finanziellen Zu-
schüssen unterstützen. Gefördert wer-
den grundlegende (Teil)Sanierungen und
energieeffiziente Neubauten. Der Fokus
des Programms liegt auf dem Altbau. Das
Programm ist für ein Gesamtbudget von
90 Millionen Euro ausgelegt und hat eine
Laufzeit von vier Jahren (2015 – 2018).
Interessierte Bürger können z. B. einen
EnergieBonusBayern erhalten: Die Förde-
rung beträgt zwischen 1.000 bis zu ma-
ximal 18.000 Euro. Je anspruchsvoller das
Bauvorhaben, umso höher die Förderung. 

10.000-Häuser-Förderprogrmm 
des Freistaats Bayern

Mit dem von der Staatsregierung beschlossenen 10.000-Häuser-Proramm macht
sich Bayern zum Vorreiter bei der Energiewende im Gebäudebereich.
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Nach den aktuell vorliegenden Daten
vom Statistischen Bundesamt zu den Fer-
tigstellungen von Wohneinheiten wurden
in 2013 insgesamt 214.817 Wohnungen
errichtet; davon 88 % in neuen Wohn -
gebäuden, 10 % in bestehenden Gebäu-
den (Umbauten) und 2 % in Nichtwohn-
ge bäuden. 

Die Bevölkerungszahl wird gemäß der
Prognose bis 2030 um 1,7 Mio. abneh-
men und damit um knapp 2,1 % niedriger
liegen als 2015. Die Prognose erwartet
dabei nur einen leichten Bevölkerungs-
rückgang in Westdeutschland von 0,7 %,
während für Ostdeutschland ein Rück-
gang von 7,6 % berechnet wird. 

Kennzeichnend ist, dass die Zahl der
Haushalte in den nächsten Jahren immer

Das Bundesamt für Bauwesen und Raum-
forschung (BBSR) hatte im Jahr 2010 eine
Wohnungsmarktprognose für den Zeit-
raum 2010 – 2025 vorgelegt. Seinerzeit
errechnete die Prognose bei einer unter-
stellten Zuwanderung von 70.000 Perso-
nen jährlich einen Fertigstellungsbedarf
von 183.000 WE jährlich. In der aktuellen
Prognose ermittelt das Institut für einen
als wahrscheinlich gehaltenen Zuwan -
derungssaldo von jahresdurchschnittlich
200.000 Personen einen jährlichen Fer-
tigstellungsbedarf von 230.000 WE. 

In die Prognose gehen verschiedene Pa-
rameter wie die Entwicklung der Bevölke-
rungszahl, die Zahl der Haushalte, der
Zuwanderungssaldo sowie Trends zur Ei-
gentumsbildung und zum Wohnflächen-
bedarf ein. 

noch deutlich steigt und die durchschnitt-
liche Haushaltsgröße weiterhin sinkt. 
70 % der 37,4 Mio. Haushalte sind Ein-
und Zweipersonenhaushalte, in den größ-
ten Städten liegt die Quote mit 80 %
noch höher. Dies ist für die Wohnungs-
nachfrage von hoher Relevanz, denn die
Haushalte sind die Träger der Woh-
nungsnachfrage. 

Die Zahl der Haushalte wird in der Prog-
nose von 2015 bis zum Jahr 2030 um gut
500.000 zunehmen und 2030 um knapp
1,3 % höher liegen als 2015. Das BBSR
geht zudem von einem steigenden Wohn-
flächenbedarf aus von durchschnittlich
43 qm pro Person derzeit auf 47 qm pro
Person in 2030. 

Neue Wohnungsmarktprognose für Deutschland

Nach der aktuellen Wohnungsmarktprognose für den Zeitraum 2015 – 2030 werden in Deutschland jährlich 230.000
neue Wohnungen benötigt.

WIRTSCHAFT
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ZEITRAUM INDEX (OHNE MWST.)

2010 = 1001) in % zum Vorjahr

JD 1997
JD 1998
JD 1999
JD 2000
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JD 2002
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JD 2005
JD 2006
JD 2007
JD 2008
JD 2009
JD 2010
JD 2011
JD 2012
JD 2013
JD 2014

– 0,1
0,1
1,2
0,5
0,9
0,9

– 0,2
1,1
2,5
1,3
1,4
2,6
3,2
0,9
1,6
3,0
1,6
1,4

Maschinen für die Bauwirtschaft

Das Statistische Bundesamt hat den Erzeugerpreisindex für Baumaschinen mitgeteilt. Das Basisjahr ist das Jahr 2010
(2010 = 100 %).

ZEITRAUM INDEX (OHNE MWST.)

2010 = 1001) in % zum Vorjahr

2015
Januar
Februar
März
April
Mai

108,4
108,4
108,4
108,6
108,6

0,8
0,8
0,8
0,9
0,7

1) Werte nach neuer Systematik des Statistischen
Bundesamtes mit Basisjahr 2010 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
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Die Reichweite der Auftragsbestände be-
trägt nunmehr seit März 2,8 Monate, im
Juni 2014 wurde derselbe Wert gemes-
sen. Den Firmenangaben zufolge konn-
ten die Preise wieder häufiger heraufge-
setzt werden als zuletzt. Aus den Mel -
dungen der Firmen zu schließen, dürften
sich auch in den kommenden Monaten
Preiserhöhungsspielräume eröffnen. Die
 Umfrageteilnehmer rechneten weiterhin
damit, dass die Beschäftigtenzahl in der
nächsten Zeit leicht zunehmen wird.

Zwar bewerteten die befragten Bauunter-
nehmen ihre aktuelle Lage etwas weniger
günstig als im Mai. Die Geschäftsaus-
sichten für die kommenden sechs Monate
haben sich jedoch aufgehellt. Der Aus-
nutzungsgrad der Gerätekapazitäten
verharrte bei 71,9 % und blieb damit um
einen halben Prozentpunkt unter dem
Vorjahrswert. Während sich über Auf-
tragsmangel 19 % der befragen Firmen
beklagten, spielten andere Hinderungs-
gründe so gut wie keine Rolle.

Bauwirtschaft: Günstigere Geschäftsperspektiven

Nach den Ergebnissen des ifo-Konjunkturtests hat sich das Geschäftsklima im Bauhauptgewerbe im Juni zum dritten Mal
in Folge verbessert.

bewerb richtet sich daher an die Fach-
kräfte von morgen: Mit dem Wettbewerb
sollen junge Menschen und ihr Know-how
für die Baubranche gewonnen werden.
Teilnehmen können Auszubildende, ge-
werbliche Ausbildungsstätten, Studenten,
Absolventen und junge Berufstätige. 

Mit der Einbindung der Ausbildungsstät-
ten sollen die gewerblichen Auszubilden-
den für eine Wettbewerbsteilnahme
motiviert werden – gedacht ist an eine
gemeinsame Teilnahme von Ausbildern
und Auszubildenden.

Die Anmeldung zum Wettbewerb ist on-
line bis zum 9. November 2015 vorzuneh-
men. Die Arbeiten sind dann bis zum 
16. November 2015 einzureichen.

Zum 15. Mal wird der Wettbewerb „Auf
IT gebaut – Bauberufe mit Zukunft“ ver-
anstaltet. Es wurden inzwischen mehr als
100 Arbeiten prämiert. Der Wettbewerb
wird vom Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie und den So -
zialpartnern getragen und vom ZDB
gefördert. Den Einsatz innovativer und
praxisnaher Informationstechnologie in
der Bauwirtschaft voranzutreiben, ist
eines der Ziele. Darüber hinaus zeigt der
Wettbewerb, dass die Bauwirtschaft eine
moderne und technikorientierte Branche
ist, die jungen Menschen attraktive Zu-
kunftsperspektiven bietet.

Für eine erfolgreiche Karriere von Nach-
wuchskräften im Baubereich ist IT-Kom-
petenz ein Schlüsselfaktor. Der Wett-

Teilnahmeunterlagen können 
unter www.aufitgebaut.de 
heruntergeladen werden. 

Die Ergebnisse der 
vorangegangenen Wettbewerbe 
wie auch Kurzbeschreibungen 

prämierter Beiträge finden 
Sie unter diesem Link ebenfalls. 

Wettbewerb 2016 „Auf IT gebaut – Bauberufe mit Zukunft“

Auch dieses Jahr bietet der bundesweite Wettbewerb jungen Baufachleuten wieder die Chance, mit praxisnahen 
IT-Lösungen die Zukunft der Branche mitzugestalten und attraktive Preisgelder in Höhe von insgesamt 20.000 Euro zu
gewinnen.

WIRTSCHAFT
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nehmen mit gestiegenen Schwierigkeiten
bei der Kreditaufnahme weiter gesunken
ist – auf jetzt 17 % (Vj. 18 %). 

Allerdings ist die Zahl der kleineren Bau-
unternehmen, die angeben, „Probleme zu
haben, überhaupt noch Kredit zu erhal-
ten“, von 16,4 % auf 22,7 % gestiegen.
Kleine Unternehmen melden beinahe 3-
mal so häufig Erschwernisse beim Kredit-
zugang (23 %) als Unternehmen mit über
50 Mio. EUR Umsatz (8 %). Auch junge
Unternehmen (jünger als sechs Jahre) sind
betroffen: 22 % berichten von gestiege-
nen Schwierigkeiten beim Kreditzugang. 

Sofern die Betriebe Probleme bei der Fi-
nanzierung haben, liegt der Grund im
weiter gestiegenen Informationsbedarf
der Banken (Dokumentation und Offenle-

Die KfW hat 2015 zum 14. Mal die Befra-
gung von Unternehmen zu ihrer Bankbe-
ziehung, ihren Kreditbedingungen und
ihren Finanzierungsgewohnheiten durch-
geführt. Die Unternehmensbefragung
stellt im Wesentlichen die Finanzierungs-
situation der Unternehmen im Zeitraum
von April 2014 bis März 2015 dar. An
der Befragung haben über 900 Bauunter-
nehmen teilgenommen.

Zusammenfassung der wichtigsten 
Ergebnisse für das Baugewerbe:

Die Finanzierungssituation der Bauunter-
nehmen hat sich in den letzten zwölf
 Monaten nochmals etwas verbessert.
Niedrige Zinsen, ein hoher Eigenkapital-
anteil und eine stabile Konjunktur haben
dazu geführt, dass der Anteil der Unter-

gung) sowie in der Forderung der Banken
nach höheren Sicherheiten (jeweils knapp
81 %). Bauunternehmen beklagten darü-
ber hinaus insbesondere bei Privatbanken
eine Klimaverschlechterung und höhere
Zinsen.

An den hohen Anforderungen an Doku-
mentation und Offenlegung wird sich auf
absehbare Zeit nichts ändern, denn die
Regelungen nach Basel II und III machen
eine Kreditvergabe ohne ausreichende
 Informationen über den Kreditnehmer un-
möglich. Die Hinterlegung hoher Sicher-
heiten verbessert aus Sicht der Bank die
Kreditwürdigkeit des Kunden, verringert
das von der Bank für den Kredit zu hin-
terlegende Eigenkapital und ermöglicht
dadurch einen geringeren „Preis“ für den
Kredit. 

KfW-Umfrage zur Unternehmensfinanzierung 

Die Finanzierungssituation der Bauunternehmen zeigt sich anhaltend entspannt.

WIRTSCHAFT

Quelle: fotolia
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Konstruktive Brandschutzmaßnahmen 
bei EPS-Wärmedämm-Verbundsystemen

Das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) hat einen Hinweis zur konstruktiven
Ausbildung von Maßnahmen zur Verbesserung des Brandverhaltens von als
„schwer entflammbar“ einzustufenden Wärmedämm-Verbundsystemen mit EPS-
Dämmstoff veröffentlicht.

In BLICKPUNKT BAU 04/2015 wurde
bereits über die von der Bauministerkon-
ferenz beauftragte Brandversuchsreihe
und erste konstruktive Hinweise daraus
berichtet. Die jetzt veröffentlichten DIBt-
Hinweise konkretisieren und ersetzen
 vorausgegangene Hinweise und verdeut-
lichen mittels Prinzipskizzen je nach Bau-
art des Wärmedämm-Verbundsystems
die Lage der erforderlichen zusätzlichen
Brandschutzmaßnahmen. 

Die wesentlichen Änderungen 
und Ergänzungen: 

a. Anordnung eines zusätzlichen Brand-
riegels in der Höhe der Decke des
 dritten Geschosses über Gelände-
oberkante oder angrenzender hori-
zontaler Gebäudeteile.  

b. Weitere Brandriegel an Übergängen
der Außenwand zur horizontalen Flä-
chen, falls diese Flächen im Bereich
der Geschosse 1 bis 3 liegen.  

c. Anordnung eines Brandriegels max.
1,0 m unterhalb von angrenzenden
brennbaren Bauprodukten ( z. B. unter-
halb eines Daches). 

d. Brandriegel sind vollflächig zu verkle-
ben und zu verdübeln. Die Verdübe-
lung kann für die unter c. genannten
Brandriegel entfallen, falls diese nicht
aufgrund der Windlasten erforderlich
sein sollte. 

e. Anordnung einer nichtbrennbaren Au-
ßenwandbekleidung oberhalb des
Spritzwassersockels (max. 0,9 m): 
– bei EPS-Dämmstoffdicken > 300 mm

bis max. 400 mm: bis zur Höhe der
Decke über dem 2. Geschoss, je-
doch mind. 6,0 m 

– bzw. in Abhängigkeit des Untergrun-
des der zu bekleidenden Gebäude-
konstruktion, z. B. bei Untergründen
in Holztafelbauweise mit maximalen
Dämmstoffdicken von 200 mm: bis
zur Höhe der Decke über dem 1. Ge-
schoss, jedoch mindestens 3,0 m. 

Das Wärmedämm-Verbundsystem muss
von der Unterkante bis mindestens zur
Höhe der Decke des dritten Geschoss
über Geländeoberkante oder angrenzen-
der horizontaler Gebäudeteile folgende
Anforderungen erfüllen: 

– Mindestdicke des Putzsystems
(Oberputz und Unterputz) ≥ 4 mm, 

– EPS-Rohdichte max. 25 kg/m3, 

– Flächengewicht des Armierungs-
gewebes ≥ 150 g/m2, 

– Einbau definierter Eckwinkel aus Glas-
fasergewebe an Gebäudeinnenecken. 

Die Umsetzung dieser zusätzlichen kon-
struktiven Brandschutzmaßnahmen zum
Schutz vor Sockelbränden in den einzel-
nen allgemeinen bauaufsichtlichen Zulas-
sungen wird zu einem noch bekannt-
zugebenden Stichtag vorgenommen. 

Den Hinweis des DIBT 
und Antworten auf 

häufig gestellte Fragen 
insbesondere zur Stichtagsregelung 

finden Sie unter 
www.lbb-bayern.de 

im Mitgliederbereich/Bautechnik. 

TECHNIK

TECHNIK
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Eine Liste mit für das Baugewerbe relevanten Beispielen 
von gestrichenen, verzichtbaren Regelunge in Bauregelliste B Teil 1 

finden Sie unter www.lbb-bayern.de/Mitgliederbereich/Bautechnik. 

Dort sind sämtliche Informationen und Mitteilungen des DIBt 
im Hinblick auf die Konsequenzen aus dem Urteil 
des Europäischen Gerichtshofs vom 16.10.2014 

wegen Verstoßes gegen die Bauproduktenrichtlinie eingestellt.

In BLICKPUNKT BAU 06/2015 haben wir
über umfangreiche Änderungen und Er-
gänzungen der Bauregelliste berichtet.
Der nun kurzfristig vorgelegte Ände-
rungsentwurf der Bauregelliste B Teil 1
betrifft den Wegfall von verzichtbaren
Regelungen aufgrund des EuGH-Urteils
und weiterer Streichungen aufgrund von
Vereinfachungen. 

Mit einem Inkrafttreten der Bauregelliste
B Teil 1 ist bereits Mitte Juli 2015 zu rech-
nen. Sie soll damit zum letzten Mal ver-
öffentlicht werden. 

DIBt veröffentlicht Entwurf der Änderungen in Bauregelliste B Teil 1 

Als weitere Konsequenz aus dem EuGH-Urteil vom 16.10.2014 wegen Verstoßes gegen die EU-Bauproduktenrichtlinie
hat das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) nun einen Änderungsentwurf der Bauregelliste B Teil 1 vorgelegt. 

Der ZDB hat die Novellierung dieser
Norm fachtechnisch begleitet. Es ist ge-
lungen, das ursprüngliche, vergleichs-
weise übersichtliche Bemessungskonzept
gegen Vorschläge interessierter Kreise zu
verteidigen, die die Bemessung leichter
Trennwände auf das sehr komplexe Teil-
sicherheitskonzept der Eurocodes umstel-
len wollten.

Eine Auflistung der Änderungen 
gegenüber DIN 4101:1:1984-07 

finden Sie unter 
www.lbb-bayern.de 
im Mitgliederbereich 

unter Bautechnik. 

Werden die bauartspezifischen Anforde-
rungen in den entsprechenden Fachnor-
men – wie z. B. 

• DIN 4103-2 „Nichttragende innere
Trennwände – Teil 2: Trennwände aus
Gips-Wandbauplatten“ oder 

• DIN 18183-1 „Trennwände und Vor-
satzschalen aus Gipsplatten mit Me-
tallunterkonstruktionen Teil 1: Beplan-
kung mit Gipsplatten“

eingehalten, so sind weitere Nachweise
nach DIN 4103-1 nicht mehr erforderlich.
Spezifische anwendungsbezogene Anfor-
derungen, z. B. an den Schallschutz oder
an das Brandverhalten, sind ebenfalls
ggf. in diesen bauartspezifischen Fach-
normen geregelt. 

DIN 4103-1 „Nichttragende innere Trennwände“

Diese Fachgrundnorm beinhaltet die Regelungen zur Berücksichtigung von horizontalen Lasten bei der Absturzsicherung,
Anpralllasten und exzentrischen Belastungen, z. B. aus Hängeschränken.

TECHNIK
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Wer entgegen seiner Verpflichtung ein
Energieaudit nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig durch-
führt, kann verpflichtet werden, ein Buß-
geld in Höhe von bis zu EUR 50.000,– zu
zahlen. Zu einem Bußgeld kann ferner
verpflichtet werden, wer wahrheitswidrig
behauptet, ein KMU im Sinne des Geset-
zes zu sein. 

Das BAFA führt zudem eine öffentliche
Liste, in der Personen aufgeführt sind, die
aufgrund ihrer fachlichen Qualifikation
befähigt sind, Energieaudits in den Unter-
nehmen durchzuführen. 

Wer ist zu Energieaudits 
nach EDL-G verpflichtet?

Auf Kleinstunternehmen sowie kleine und
mittlere Unternehmen (KMU) findet das
EDL-G keine Anwendung. Sie sind von
der Pflicht zur Durchführung eines Ener-
gieaudits befreit. Maßgebend für die Ab-
grenzung, ob ein KMU vorliegt, ist die
Definition in der Empfehlung
2003/361/EG der Kommission vom 06.
Mai 2003. 

Energieaudits müssen demnach nur von
sog. Nicht-KMU durchgeführt werden.
Als Nicht-KMU gilt, 
• wer 250 oder mehr Personen beschäf-

tigt oder
• wer weniger als 250 Personen be-

schäftigt, aber mehr als EUR 50 Mio.

Deutschland und die Europäische Union
haben sich ehrgeizige Ziele zur Steige-
rung der Energieeffizienz gesetzt. Vor
diesem Hintergrund wurde die Europäi-
sche Energieeffizienzrichtlinie/27/EU im
Jahre 2012 erlassen. Die deutsche Umset-
zung erfolgt mit dem am 22. April 2015
in Kraft getretenen Gesetz über Energie-
dienstleistungen und andere Energieeffi-
zienzmaßnahmen  (EDL-G). Ziel dieses
Gesetzes ist es, die Effizienz der Energie-
nutzung durch Endkunden in Deutschland
mit Energiedienstleistungen und anderen
Energieeffizienzmaßnahmen zu steigern.
Dazu sollen Unternehmen, die weder ein
Kleinstunternehmen noch ein kleines und
mittleres Unternehmen (KMU) sind, bis
zum 05. Dezember 2015 ein Energieaudit
nach DIN EN 16247-1 durchführen und
dieses alle vier Jahre wiederholen. 

Das Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle (BAFA) wurde mit der stich-
probenartigen Kontrolle beauftragt.
Betroffene Unternehmen werden unter
Setzung einer angemessenen Frist aufge-
fordert, einen Nachweis zu erbringen,
dass sie ein Energieaudit durchgeführt
haben oder von dieser Pflicht freigestellt
sind. 

Werden KMU zum Nachweis aufgefor-
dert, so haben diese eine Selbsterklärung
abzugeben, dass sie nicht von der Ver-
pflichtung zur Durchführung eines Ener-
gieaudits betroffen sind. 

Jahresumsatz und mehr als EUR 43
Mio. Jahresbilanzsumme hat. Unter-
nehmen, die einen dieser Grenzwerte
überschreiten, dürften somit zu einem
Energieaudit verpflichtet sein. 

Unternehmen müssen in eigener Verant-
wortung prüfen, ob sie in den Anwen-
dungsbereich des Gesetzes fallen. Bei
den meisten Mitgliedsbetrieben dürfte
dies nicht der Fall sein, da sie von der
KMU-Definition der EU erfasst werden. 

Kompliziert wird jedoch die Abgrenzung
KMU/Nicht-KMU, wenn Unternehmen
mit anderen Unternehmen verbunden sind
und in der Summe der verbundenen
 Unternehmen die o.g. Grenzwerte über-
schreiten. In diesen Fällen muss auf -
wändig geprüft werden, ob KMU oder
Nicht-KMU vorliegt. 

Das Merkblatt der BAFA 
für Energieaudits nach 

den gesetzlichen Bestimmungen 
der §§ 8 ff. EDL-G, 

die Definition für Nicht-KMU 
nach Empfehlung 2003/361/EG 

sowie weitere Informationen 
zum EDL-G finden Sie 

unter www.lbb-bayern.de/
Mitgliederbereich/

Bautechnik.

Neue Umweltbürokratie: Energieaudits für Nicht-KMU

Unternehmen, die nach ihrer Mitarbeiterzahl und ihrem Umsatz bzw. ihrer Bilanzsumme nicht dem KMU-Begriff (kleine
und mittlere Unternehmen) der EU unterfallen, müssen bis Dezember ein Energieaudit durchführen. 

TECHNIK
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64. Leistungswettbewerb 
des Deutschen Handwerks 2015

Der Leistungswettbewerb des Deutschen Handwerks bietet auf allen Ebenen
der baugewerblichen Verbände eine gute Gelegenheit, die Öffentlichkeit über
die Ausbildungsleistung des Bauhandwerks zu informieren, um so zur Imagever-
besserung der Bauberufe beizutragen.

Für die Durchführung des diesjährigen
Leistungswettbewerbs auf Landesebene
ist die Handwerkskammer Niederbayern-
Oberpfalz verantwortlich. Wir infor -
mieren Sie über die Durchführung der
diesjährigen Wettbewerbe. 

Für die Berufe Maurer, Beton- und
Stahlbetonbauer findet der Landes-
leistungswett bewerb am Mittwoch, den
07.10.2015 um 8.00 Uhr für die Maurer
und ab 9.00 Uhr für Beton- und Stahl-
betonbauer in der Handwerkskammer 
für Mittelfranken, Bildungszentrum 2, 
Sieboldstr. 9, 90411 Nürnberg statt. 

Für den Beruf des Straßenbauers findet
der Landesleistungswettbewerb auch in
diesem Jahr wieder in der Straßenbauer-
Lehrwerkstatt der Bauinnung Würzburg,
Daimlerstraße 10, 97082 Würzburg, statt
und zwar ab 9.00 Uhr am 14.10.2015. 

Für den Beruf des Stuckateurs findet 
der Wettbewerb am Dienstag, den
06.10.2015 um 7.30 Uhr in der Hand-
werkskammer für Mittelfranken, Bildungs-
zentrum 2, Sieboldstr. 9, 90411 Nürnberg
statt. 

Für den Beruf des Fliesen-, Platten- und
Mosaiklegers findet der Wettbewerb am

Mittwoch, den 07.10.2015 ab 7.45 Uhr
(Anreise am 06.10.2015 ab 16.30 Uhr) 
in der Bayerischen Bauakademie, Ansba-
cher Str. 20, 91555 Feuchtwangen statt. 
Der diesjährige Bundesleistungswett be-
werb des Deutschen Handwerks findet 
im Zeitraum vom 07.11.2015 bis zum
09.11.2015 im Bildungszentrum des Bau-
gewerbes, Bökendonk 15 – 17, 47809
Krefeld (bzw. Brunnenbauer am 09.11.
2015 im Bau-ABC Rostrup, Virchowstr. 3,
26160 Rostrup) statt. 

Wir empfehlen den Ausbildungsbetrie-
ben, ihre Auszubildenden, deren gute
Ausbildungsleistungen eine erfolgreiche
Wettbewerbsteilnahme erwarten lassen,
frühzeitig auf die Teilnahmemöglichkeit
hinzuweisen und sich über die regionalen
Qualifikationen (Kammerwettbewerbe)
bei ihrer überbetrieblichen Ausbildungs-
stätte zu informieren. 

Die Richtlinien des 
Leistungswettbewerbs des 

Deutschen Handwerks können 
unter lbb-bayern.de/

Mitgliedsbereich/
Berufsbildung 

heruntergeladen werden.

BERUFSBILDUNG

BERUFSBILDUNG
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u. ä. die obere Altersgrenze entsprechend
erhöhen. Gute Grundkenntnisse der eng-
lischen Sprache werden vorausgesetzt.

Bewerbungen für das Programmjahr
2016/17 können bis spätestens 11. Sep-
tember 2015 bei der GIZ eingereicht
werden. 

Weitere Informationen 
zu Programm, Finanzierung, 
Terminen und Bewerbungs-

modalitäten finden Sie 
unter www.lbb-bayern.de 

im Mitgliederbereich 
unter Berufsbildung bzw. 

unter  www.giz.de/usappp. 

Seit 1983 vergibt der Deutsche Bundes-
tag ihm Rahmen des Parlamentarischen
Patenschafts-Programms Stipendien an
junge Berufstätige und Auszubildende für
einen einjährigen Lern- und Arbeitsauf-
enthalt in den USA. Der Schwerpunkt die-
ses deutsch-amerikanischen Programms,
das von der Deutschen Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ)
GmbH durchgeführt wird, liegt auf hand-
werklichen, technischen und kaufmänni-
schen Berufen. 

Teilnahmeberechtigt sind junge Berufs -
tätige sowie Auszubildende im letzten
Ausbildungsjahr mit erstem Wohnsitz in
Deutschland, deren Geburtstage zwi-
schen dem 01. August 1991 bis 31. Juli
2000 liegen, wobei Grundwehrdienst,
 Zivildienst sowie freiwilliges soziales Jahr

USA-Stipendium für Auszubildende

Junge Handwerker und Handwerkerinnen mit einer abgeschlossenen Ausbildung sowie Auszubildende im letzten
 Ausbildungsjahr können sich für ein einjähriges Stipendium 2016/2017 in den USA im Rahmen des parlamentarischen
Patenschafts-Programms (PPP) bewerben. 

BERUFSBILDUNG

www.lbb-bayern.de

Auf unserer Homepage finden Sie
auch die Ausgaben von Blickpunkt
Bau sowie unsere Tarifsammlung-
online im Mitgliederbereich. 

Schauen Sie doch mal rein!



FACHGRUPPEN
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ZDB und HDB lehnen Auspositionierung 
von Gemeinkosten im Straßenbau ab

Der Zentralverband des Deutschen Baugewerbes und der Hauptverband der
Deutschen Bauindustrie lehnen in einem Positionspapier Überlegungen der
 öffentlichen Hand, Gemeinkosten in der Kalkulation von Angeboten gesondert
ausweisen zu lassen, ab.

Im Saarland und in Nordrhein-Westfalen
sind Aufträge im Straßenbau vergeben
worden, bei denen die Gemeinkosten -
anteile (Allgemeine Geschäftskosten, Bau-
stellengemeinkosten, Wagnis und Gewinn)
in separaten Vertragspositionen auszuwei-
sen waren. Ziel dieser Ausschreibungen
soll es sein, eine gewissen Kostentranspa-
renz herzustellen und „Streitpotential“ bei
Nachträgen – insbesondere zu Bauzeit-
verlängerungen – zu minimieren.

In diesem Zusammenhang haben nun-
mehr die Bundesfachgruppe des Straßen-
und Tiefbaugewerbes im Zentralverband
des Deutschen Baugewerbes (ZDB) und
die Bundesfachabteilung Straßenbau im
Hauptverband der Deutschen Bauindustrie
(HDB) zusammen mit dem Institut der Bau-
wirtschaft (BWI Bau) zur getrennten Aus-
weisung von Baustellengemeinkosten in
vom Auftraggeber bestimmten eigenen Po-
sitionen des Leistungsverzeichnisses im
Straßenbau Stellung genommen und ihre
Position hierzu dem Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
mitgeteilt. 

Das Papier untersucht betriebswirtschaft-
liche, vergaberechtliche, wettbewerbliche,
baubetriebliche und bauvertragliche As-
pekte der getrennten Ausschreibung der
Gemeinkostenanteile. Zusammenfassend
wird im Positionspapier festgehalten, dass
auftraggeberseitige Kalkulationsvorgaben
einen klaren Eingriff in die grundrechtlich
geschützte unternehmerische Freiheit der
Bauunternehmen darstellen. Mit der For-
derung des getrennten Ausweises der
 Gemeinkosten wird dem einzelnen Unter-
nehmen vorgeschrieben, welches Kalkula-
tionsverfahren zur Anwendung kommen
muss, da nur die „Umlagekalkulation“
diese formalen Vorgaben erfüllen kann.
Die Freiheit der  Unternehmen bei der Kos-
tenermittlung und Preisfindung der Ein-

heitspreise wird nahezu vollkommen ge-
nommen. Die Spitzenverbände der Bau-
wirtschaft befürchten, dass sich der
Angebotsvergleich nicht mehr ausschließ-
lich auf den Netto-Angebotspreis bezieht
und sich anstelle dessen auf einen positi-
onsweisen Preisvergleich der Einzelkosten
der Teilleistung ausweitet. Dies würde den
ohnehin schon erheblichen Preiswettbe-
werb weiter befördern. Bereits deutlich
wurde auch, dass eine  Reduzierung des
Streitpotentials bei Nachtragspreisver-
handlungen weder auf Auftraggeber-
noch auf Auftragnehmerseite erreicht wer-
den kann. Vielmehr wird ein weiterer Kon-
fliktpunkt geschaffen.

ZDB, HDB und BWI Bau lehnen im Ergeb-
nis den separaten Ausweis der Gemein-
kosten ab, da dieser – wie auch andere
formale Vorgaben an die Kalkulation 
der Bauunternehmen – die Gefahr birgt,
dass Unternehmensinterna offenkundig
gemacht werden. Es wird auch darauf hin-
gewiesen, dass bei konsequenter Anwen-
dung der ATV DIN 18299 schon heute die
Möglichkeit besteht, zeitfixe und zeitva-
riable Nebenleistungen in eigenen Positio-
nen ausweisen, so dass für eine weitere
Auspositionierung von Gemeinkosten kein
Bedarf besteht.

Das „Positionspapier für 
leistungskonforme Ausschreibungen 

Auspositionierung von Gemeinkosten 
im Straßenbau?“, Stand, Juni 2015, 

kann im Internetauftritt 
unseres Verbandes unter 

www.lbb-bayern.de/
Mitgliederbereich/Rubrik 

Fachgruppe Straßen- und Tiefbau 
heruntergeladen oder 

beim LBB, Herrn Holger Seit, 
seit@lbb-bayern.de bestellt werden. 

STRASSEN- UND TIEFBAU

FACHGRUPPEN
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2. Hinsichtlich der Messtechnik, die ab
2016 für alle Neufahrzeuge gefordert
werde, stehe aber derzeit keine prak-
tikable Technik serienreif zu Verfü-
gung. Hier seien seit dem letzten Jahr
keine nennenswerte Fortschritte zu ver-
zeichnen, automatisierte Messtechnik
sei weiter problematisch, insbesondere
die Art und Ausführung der Sensor-
technik und korrekte Interpretation und
Auswertung der Messergebnisse. 

3. Es wurde beschlossen, einen Arbeits-
kreis einzuberufen mit dem Ziel, die

Wir informierten in BLICKPUNKT BAU,
Heft12/2013, über den vom BMVI ab
2015 geplanten Einsatz von Thermomul-
denfahrzeugen und Beschickergeräten
unter bestimmten Voraussetzungen.

In dem Erfahrungsaustausch wurde nun
folgendes festgestellt:

1. Mittlerweile sei eine ausreichende
Menge an Thermomuldenfahrzeugen
auf dem Markt vorhanden ist und die
Anzahl werde auch in Zukunft weiter
steigen. 

Probleme bei der Umsetzung der au-
tomatisierten Messtechnik zwischen
Mulden- und Sensorenherstellern zu
klären. 

4. Des Weiteren habe das BMVI zuge-
sagt, eine Überarbeitung der Einsatz-
ankündigung vorzunehmen, in der die
Bitte aller Beteiligten um Verlängerung
des Einsatzes der mobilen Messtechnik
mit Einstechthermometer und Entfall
des Bodenmesspunktes geprüft und
eingearbeitet werden soll. 

ZDB – Zwischenbericht zur Einführung von Thermomulden

Am 16. Juni 2015 fand ein Erfahrungsaustausch zwischen den Spitzenverbänden der Bauwirtschaft, Herstellern von
 Thermomulden und Messtechnik sowie dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) über den
 aktuellen Stand der Entwicklung von Thermomuldenfahrzeugen entsprechend der Einsatzankündigung des BMVI statt. 

Die Fachinformation „Wasserrückstände auf gefliesten Böden“ 
steht für unsere Mitgliedsbetriebe im Internetangebot unseres Verbandes 

unter www.lbb-bayern.de/Mitgliederbereich/
Fachgruppe Fliesen und Naturstein zur Verfügung oder 

kann beim LBB bei Herrn Holger Seit 
unter seit@lbb-bayern.de angefordert werden.

Als Verbraucherinformation zur Nutzung
durch die Mitgliedsunternehmen vorgese-
hen, informiert die Fachinformation über
unvermeidbare Wasserrückstände bei
einer gefliesten bodengleichen Dusche
auf einem ordnungsgemäß hergestellten
Gefälle und gibt Hinweise auf deren Ur-
sache.

ZDB-Fachinformation „Wasserrückstände auf gefliesten Böden“

Eine neue Fachinformation „Wasserrückstände auf gefliesten Böden“ wurde vom Fachverband Fliesen und Naturstein im
Zentralverband des Deutschen Baugewerbes erarbeitet.

FACHGRUPPEN

FLIESEN UND NATURSTEIN
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Die Fachinformation 
„Zementäre Fugen in Bekleidungen und Belägen aus Fliesen und Platten“ 
steht für unsere Mitgliedsbetriebe im Internetangebot unseres Verbandes 

unter www.lbb-bayern.de/Mitgliederbereich/
Fachgruppe Fliesen und Naturstein zur Verfügung 
oder kann beim LBB bei Herrn Holger Seit unter 

seit@lbb-bayern.de angefordert werden.

Die heute üblichen geringeren Toleranzen
von keramischen Fliesen und Platten
sowie der Trend zu großformatigen Flie-
sen mit möglichst schmalen Fugenbreiten
spiegelt sich auch in erhöhten Anforde-
rungen an zementäre Fugen wider.

Die Fachinformation „Zementäre Fugen
in Bekleidungen und Belägen aus Fliesen
und Platten“ gibt Hinweise für Planer,
ausführende Handwerker und Verbrau-
cher, zur Beurteilung von Fugen insbeson-
dere im Hinblick auf Ebenheit und
Toleranz.

Fachinformation „Zementäre Fugen in Bekleidungen 
und Belägen aus Fliesen und Platten „

Die Fachinformation „Zementäre Fugen in Bekleidungen und Belägen aus Fliesen und Platten“ wurde vom Landesinnungs-
verband Fliesen Baden-Württemberg unter Mitwirkung des Fachverbandes Fliesen und Naturstein im Zentralverband
des Deutschen Baugewerbes erarbeitet.

Das Tagungshotel ist das SENTIDO Seehotel am Kaiserstrand,
Kaiserstrand 1, 6911 Lochau bei Bregenz am Bodensee, Österreich. 
Dort hat der FFN für Übernachtungen ein Abrufkontingent eingerichtet
und zwar zu folgenden Konditionen:
Übernachtung inkl. Frühstück im Einzelzimmer: 160,00 Euro
Übernachtung inkl. Frühstück im Doppelzimmer: 190,00 Euro 
Sie können die Zimmer im Hotel bei Frau Beigelbeck unter dem Stichwort
„Gipfeltreffen Fachverband Fliesen und Naturstein“
bis zum 4. März 2016 abrufen, (reservation@seehotel-kaiserstrand.at) 

Alternativ gibt es ein Abrufkontingent im
Best Western Premier Hotel Weisses Kreuz, Römerstr. 5, 6900 Bregenz
eingerichtet zu folgenden Konditionen:
Übernachtung inkl. Frühstück im Einzelzimmer: 97,00 Euro
Übernachtung inkl. Frühstück im Doppelzimmer: 126,00 Euro

Sie können die Zimmer unter dem Stichwort
„Gipfeltreffen Fachverband Fliesen und Naturstein“
bis zum 1. März 2016 abrufen, (hotelweisseskreuz@kinz.at). 
Das Best Western Hotel Weisses Kreuz liegt 8 km vom Tagungshotel entfernt, 
den Transfer  organisieren Sie bitte eigenständig.

Ziel des FFN ist es, die Betriebe durch in-
teressante Impulsreferate nachhaltig er-
folgreicher und einzigartiger zu machen. 

Das Motto des Gipfeltreffen 2016 lautet:
„zwei Tage für den Betrieb, aber nicht im
Betrieb“. Betriebsinhaber und Führungs-
kräfte als auch Vertreter der Fliesen-,
Platten- und Mosaikleger- sowie Stein-
metzbranche sind die Zielgruppe der Ver-
anstaltung. 

Terminankündigung: Gipfeltreffen des Fachverbands 
Fliesen und Naturstein 2016 in Lochau bei Bregenz am Bodensee

Am 22. und 23. April 2016 veranstaltet der Fachverband Fliesen und Naturstein im Zentralverband des Deutschen Bau-
gewerbes sein viertes Gipfeltreffen. 

FACHGRUPPEN

Informationen zur Veranstaltung 
erteilt der FFN 

www.fachverband-fliesen.de. 
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werden folgendermaßen geändert:

• Für die Jahressonderzahlung 2015
wird die Tabelle 1999 um 2,4 % er-
höht. 

• Der Betrag dynamisiert sich entspre-
chend der zukünftigen Lohn- und
Gehaltserhöhungen. 

Bewertung: Es ist der Verhandlungskom-
mission der Arbeitgeber gelungen, eine
Anhebung der Jahressonderzahlung auf
ein 13tes Monatsgehalt zu vermeiden. Die
Berechnungsgrundlage für die Jahresson-
derzahlung wird eine neue „Tabelle Jah-
ressonderzahlung“ (für 2015 die Tabelle
1999 + 2,4 %). Somit wird die Leistung
zwar zukünftig dynamisiert, die Basis ist

Die Entgelttarifverträge und die Tarifver-
träge zur Jahressonderzahlung waren
von der Gewerkschaft zum 31. Mai 2015
gekündigt worden. 

Nach schwierigen und zähen Verhand-
lungen, insbesondere über das Thema
„Gesamtlösung“, konnte folgender Ab-
schluss erreicht werden: 

1. Die Tarifentgelte erhöhen sich ab 
01. Juni 2015 um 2,4 %. Die Erhö-
hung für Juni 2015 wird mit der Ent-
geltabrechnung Juli 2015 ausgezahlt. 

2. Der Tarifvertrag hat eine Laufzeit von
12 Monaten, also bis zum 31.05.2016. 

3. Die Tarifverträge über die Ge -
währung einer Jahressonderzahlung

aber die Tabelle 1999 geblieben. Diese
Leistung hat im Jahr 2015 eine Wertigkeit
von 0,1 %. Damit ergibt sich zusammen
mit der Lohn- und Gehaltserhöhung eine
Belastung von 2,5 % auf 12 Monate.

Die neuen Lohn- 
und Gehaltstarifverträge 

können auf den Internetseiten 
unseres Verbandes unter 

www.lbb-bayern.de/
Mitgliederbereich/

Tarifsammlung-Online unter 
den Nummern 830, 840 und 850 

heruntergeladen werden.

Tariflöhne- und Gehälter im Betonsteinhandwerk und in Betonfertigteilwerken
steigen ab 1. Juni 2015 um 2,4 %

Am 23. Juni 2015 wurde in der ersten Verhandlungsrunde zu den Lohn- und Gehaltstarifverträgen sowie zu den Ausbil-
dungsvergütungen und zu den Tarifverträgen zur Jahressonderzahlung in der bayerischen Steine- und Erden-Industrie
und im Betonsteinhandwerk ein Ergebnis erzielt.

Die Konferenz wird von einer Ausstellung
begleitet wird, bei der auch Fachbetriebe
BFTN ausstellen werden. 

Die Ankündigung und 
das Programm können auf den 

Internetseiten unseres Verbandes 
unter www.lbb-bayern.de/

Mitgliederbereich/
Fachgruppe BFTN 

heruntergeladen werden 

Die vom ZDB ideell unterstützte Konfe-
renz ist als ständige Einrichtung für die
Darstellung und Diskussion des techni-
schen und wissenschaftlichen Fortschrit-
tes sowie aktueller Entwicklungen für die
Planung und die Ausführung von Pflaster-
befestigungen weltweit zu sehen. Die Bei-
träge der Fachleute aus aller Welt sollen
helfen, die gestellten Ziele zu erreichen.
Es wird eine Plattform für die Mitarbeiter
aus den Verwaltungen, für Ingenieure,
Praktiker und Wissenschaftler, welche
das Weitergeben und Diskutieren der in-
ternationalen Erfahrungen mit der Beton-
pflasterbauweise ermöglicht. 

Terminankündigung: ICCBP – 11. Internationale Konferenz 
für Betonpflasterbefestigungen vom 9. bis 11. September 2015 in Dresden

Die Bundesfachgruppe Betonwerkstein, Fertigteile, Terrazzo und Naturstein im ZDB informiert über die 11. Internationale
Konferenz für Betonpflasterbefestigung vom 9. bis 11. September 2015 im Internationalen Kongress Center Dresden. 

FACHGRUPPEN

BETONWERKSTEIN, FERTIGTEILE, TERRAZZO UND NATURSTEIN
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JEWEILS JANUAR – APRIL                                               2014                                   2015                        %

                                                                                                    Anzahl der Beschäftigten
                                                                                             (im Monatsdurchschnitt)

Tätige Personen im Bauhauptgewerbe                                134 054                              132 039                    -1,5

                                                                                                 Bruttoentgeltsumme in 1000 €                                    

Bruttolöhne und -gehälter                                              1 244 562                           1 224 543                – 1,6

                                                                                             Geleistete Arbeitsstunden in 1000

Wohnungsbau 20 976 19 493 – 7,1

Gewerblicher und industrieller Bau 13 371 12 678 – 5,2

davon: Hochbau 8 081 7 933 – 1,8
Tiefbau 5 290 4 745 – 10,3

Öffentlicher und Verkehrsbau 10 714 9 875 – 7,8

davon: Hochbau
für Organisationen ohne Erwerbszweck 783 673 – 14,0
für Gebietskörpersch. und Sozialvers. 2 024 1 885 – 6,9

davon: Tiefbau
Straßenbau 3 709 3 212 – 13,4
für Gebietskörpersch. und Sozialvers. 4 198 4 105 – 2,2

insgesamt 45 061 42 047 – 6,7

Umsatz ohne USt. in 1000 €

Wohnungsbau 1 929 922 1 717 053 – 11,0

Gewerblicher und industrieller Bau 1 711 998 1 612 094 – 5,8

davon: Hochbau 1 180 619 1 165 308 – 1,3
Tiefbau 531 379 649 383 22,2

Öffentlicher und Verkehrsbau 1 152 050 1 081 760 – 6,1

davon: Hochbau
für Organisationen ohne Erwerbszweck 70 849 58 227 – 17,8
für Gebietskörpersch. und Sozialvers. 255 366 274 952 7,7

davon: Tiefbau
Straßenbau 375 108 304 305 – 18,9
für Gebietskörpersch. und Sozialvers. 450 727 444 275 – 1,4

Baugewerblicher Umsatz 4 793 970 4 410 907 – 8,0

Die wirtschaftliche Entwicklung des Baugewerbes
in Bayern im Jahr 2015 im Vergleich zum Vorjahr
Beschäftigte, Löhne, Gehälter, geleistete Arbeitsstunden und Umsätze in Bayern

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung, Dienststelle Schweinfurt

WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG
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